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Informationen zum Gesetz zur Vorsorge gegen die von Hunden ausgehenden Gefah-
ren (GefHuG) 
 


Zum 01. März 2009 ist das neue Gesetz zur Vorsorge gegen die von Hunden ausgehenden 


Gefahren (im Folgenden: GefHuG) vom 23.01.2009 in seinen wesentlichen Teilen in Kraft 


getreten. Sowohl für die Halter von Hunden als auch für die Verwaltung ergeben sich hier-


durch neue Pflichten, Aufgaben und nicht zuletzt auch Kosten. Eine Übersicht zu den Rege-


lungen des Gesetzes ist als Anlage 1 beigefügt. 


 


A. Motive des Gesetzgebers 


 


Bei dem GefHuG handelt es sich um Landesrecht. Der Landesgesetzgeber verfolgt mit die-


sem Gesetz den Zweck, Beißvorfälle mit Hunden weitgehend zu minimieren. Den Gefahren 


für die öffentliche Sicherheit, die mit dem Halten und Führen von gefährlichen Hunden ver-


bunden sind, soll vorgebeugt werden. Zukünftig sollen durch Hunde verursachte Schäden 


besser und angemessen ausgeglichen werden. Hintergrund sind bundesweite Unglücksfälle 


mit Hunden, die in jüngster Vergangenheit in den Blickpunkt der Öffentlichkeit geraten sind. 


Menschen haben durch Hunde zum Teil schwere Verletzungen erlitten. Selbst einzelne To-


desfälle sind zu beklagen. Ursachen sind neben menschlichem Fehlverhalten im Umgang 


mit Hunden die Unberechenbarkeit tierischen Verhaltens. (vgl. LT-Drucksache 5/1011, S. 11) 


 


B. Pflichten für alle Hundehalter 
 


Hunde sind so zu halten und zu führen, dass von ihnen keine Gefahren für die öffentliche 


Sicherheit ausgehen (§ 1 Abs. 1 GefHuG). Darüber hinaus müssen alle Halter eines Hundes, 


unabhängig davon, ob der Hund als gefährlich gilt oder nicht, spätestens drei Monate nach 


der Geburt des Hundes eine Haftpflichtversicherung über mindestens eine Million Euro für 


Personen- und Sachschäden sowie 50.000 Euro für sonstige Vermögensschäden abschlie-


ßen (§ 1 Abs. 3 GefHuG). Der Hund ist spätestens sechs Monate nach der Geburt mit einem 


Transponder (elektronisch lesbarer Mikrochip) zu kennzeichnen (§ 1 Abs. 2 GefHuG). 


 


Von der Pflicht zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung und zur Kennzeichnung des 


Hundes sind Hundehalter ausgenommen, deren Hund vor dem 01. März 2009 geboren wur-


de und als ungefährlich gilt. 
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C. Wann gilt ein Hund als gefährlich? 
 


Das Gesetz stuft nicht alle Hunde pauschal als gefährlich ein. Der Gesetzgeber geht auf-


grund von Anhörungen davon aus, dass bestimmte, rassespezifische Merkmale nicht 


zwangsläufig zu einer Gefährlichkeitseinstufung des Hundes führen müssen (vgl. LT-


Drucksache 5/1011, S. 11). Das Gesetz sieht deshalb eine Zweiteilung vor: 


 


1. „Vermutungshund“: Für Hunde, die nach Bundesrecht einem Einfuhr- und Verbrin-


gungsverbot unterliegen und deren Zucht untersagt ist, besteht eine widerlegliche Gefähr-


lichkeitsvermutung (umgangssprachlich: „Vermutungshund“). Davon betroffen sind gemäß § 


3 Abs. 2 GefHuG in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Satz 1 des Hundeverbringungs- und -einfuhr-


beschränkungsgesetzes 


 


- Pitbull-Terrier, 


- American Staffordshire-Terrier, 


- Staffordshire-Bullterrier, 


- Bullterrier, 


- Kreuzungen untereinander, 


- Kreuzungen mit anderen Hunden. 


 


2. „Vorfallshund“: Umgangssprachlich als „Vorfallshund“ werden solche Tiere bezeichnet, 


bei denen sich die Gefährlichkeit unabhängig von der Rassezugehörigkeit im Einzelfall her-


ausgestellt hat. Das Gesetz nennt hierfür in § 3 Abs. 3 GefHuG eine Reihe von Beispielen. 


So gelten Hunde als gefährlich, wenn sie sich als bissig erwiesen, wiederholt in gefahrdro-


hender Weise Menschen angesprungen oder durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie 


unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reißen. 


 


D. Pflichten des Halters eines gefährlichen Hundes 
 


Bei den Halterpflichten ist danach zu differenzieren, ob es sich um die Haltung eines „Vermu-


tungshundes“ oder eines „Vorfallshundes“ handelt: 


 


1. „Vermutungshund“: Für die Haltung eines Vermutungshundes bedarf der Halter keiner 


Erlaubnis. Allerdings muss der Hundehalter innerhalb von sechs Monaten ab Beginn der 


Haltung gegenüber der Behörde den Nachweis erbringen, dass der Hund zu sozialverträgli-


chem Verhalten in der Lage ist (§ 4 Abs. 1 GefHuG). Zu diesem Zweck muss ein sogenann-


ter Wesenstest erfolgen, der von einer anerkannten sachverständigen Person oder Einrich-
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tung durchgeführt wird (§ 10 GefHuG). Wird der Nachweis rechtzeitig erbracht, erteilt die 


zuständige Behörde hierüber eine Bescheinigung (§ 4 Abs. 1 Satz 3 GefHuG). In diesem Fall 


ist davon auszugehen, dass von dem Tier keine Gefahren für die Sicherheit ausgehen (vgl. 


LT-Drucksache 5/1011, S. 11). Im Falle eines Halterwechsels ist der Wesenstest zu wieder-


holen (§ 10 Abs. 3 GefHuG). 


 


Wird der Nachweis nicht oder nicht rechtzeitig erbracht, darf der Hund nicht mehr gehalten 


werden (§ 10 Abs. 2 Satz 4 GefHuG). 


 


Hat ein „Vermutungshund“ den Wesenstest erfolgreich bestanden, kommt es aber später 


beispielsweise zu einem Beißvorfall, so ist der Hund wie ein „Vorfallshund“ zu behandeln. Er 


gilt dann wiederum als gefährlich und die Regelungen zu den „Vorfallshunden“ sind anzu-


wenden. 


 


2. „Vorfallshund“: Wird ein Hund auffällig, hat er sich beispielsweise als bissig erwiesen, 


und wird dies der Behörde bekannt, so hat sie den Hinweis von Amts wegen zu prüfen. Be-


stätigt sich der Verdacht, dass von dem Hund eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit aus-


geht, stellt die Behörde durch Verwaltungsakt fest, dass der Hund gefährlich ist. Der Hund 


darf dann nur noch mit behördlicher Erlaubnis gehalten werden (§ 4 Abs. 2 GefHuG). 


 


Der Halter des Hundes hat nun einen schriftlichen Antrag zu stellen (§ 5 Abs. 1 GefHuG) und 


innerhalb von drei Monaten ab der Feststellung der Gefährlichkeit des Hundes die Unterla-


gen vorzulegen, die erforderlich sind, um das Vorliegen der Erlaubnisvoraussetzungen zu 


prüfen (§ 5 Abs. 3 GefHuG). Die Frist darf angemessen verlängert werden. Die Erlaubnis ist 


nur zu erteilen, wenn 


 


- der Halter das 18. Lebensjahr vollendet hat, 


- der Halter seine Zuverlässigkeit nachweist, 


- der Halter seine persönliche Eignung nachweist, 


- der Halter seine Sachkunde nachweist, 


- der Halter durch einen Wesenstest nachweist, dass der Hund zu sozialverträglichem 


Verhalten in der Lage ist, 


- der Hund unveränderlich so gekennzeichnet ist, dass er identifiziert werden kann und 


- der Abschluss einer Haftpflichtversicherung nachgewiesen ist. 


 


Für die Dauer zwischen Antragstellung und behördlicher Entscheidung gilt die Haltung des 


Hundes als erlaubt (§ 5 Abs. 2 Satz 1 GefHuG); der Halter erhält eine Bescheinigung über 
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die Antragstellung (§ 5 Abs. 1 Satz 3 GefHuG). Werden die Nachweise nicht rechtzeitig er-


bracht, muss die Erlaubnis versagt werden (§ 5 Abs. 3 Satz 3 GefHuG). Liegt eine der ge-


nannten Voraussetzungen nicht vor, ist die Erlaubnis ebenfalls zu versagen. 


 


a) Zuverlässigkeit des Halters: Das Gesetz trifft keine Aussage darüber, wann der Halter 


zuverlässig ist. Es regelt in § 7 GefHuG vielmehr die Fälle der fehlenden Zuverlässigkeit. 


Dem Halter fehlt die erforderliche Zuverlässigkeit dann, wenn er in den letzten fünf Jahren 


rechtskräftig wegen bestimmter Straftaten verurteilt worden ist (z. B. vorsätzliche Angriffe auf 


das Leben oder die Gesundheit, Straftaten gegen das Eigentum das Vermögen etc.) oder 


wiederholt bzw. gröblich gegen die Vorschriften des GefHuG verstoßen hat. 


 


b) Persönliche Eignung des Halters: Auch hier bestimmt das Gesetz in § 8 GefHuG nur 


die Fälle, in denen die erforderliche persönliche Eignung fehlt. Sie fehlt beispielsweise bei 


Geschäftsunfähigkeit, Alkohol- oder Drogenabhängigkeit. Im Einzelfall kann ein fachärztli-


ches oder fachpsychologisches Gutachten erforderlich werden. 


 


c) Sachkunde des Halters: Zum Nachweis der Sachkunde muss der Halter eine theoreti-


sche und eine praktische Sachkundeprüfung beim Landesverwaltungsamt bestehen. Das 


Landesverwaltungsamt wird aber voraussichtlich erst ab November die Prüfungen abneh-


men können. 


 


E. Was geschieht, wenn der Hund nicht mehr gehalten werden darf? 
 


Wenn ein Hund den Wesenstest nicht besteht, wenn ein Halter beispielsweise nicht die er-


forderliche Zuverlässigkeit besitzt oder Sachkunde nachweisen kann oder wenn die gesetzli-


chen Fristen überschritten werden, hat dies zur Folge, dass eine notwenige Erlaubnis zur 


Haltung eines Hundes nicht erteilt werden kann (bei „Vorfallshunden“) oder sonst von Geset-


zes wegen der gefährliche Hund nicht mehr gehalten werden darf. Wenn aber der bisherige 


Halter das Tier nicht mehr halten darf, ist die Weggabe des Tieres an einen anderen Halter, 


der freilich die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllen bzw. nachweisen muss, oder an ein 


Tierheim die Konsequenz. Andernfalls begeht der Halter eine Ordnungswidrigkeit. Zieht der 


Halter diese Konsequenzen nicht freiwillig, muss letztlich die Behörde das Tier sicherstellen, 


es also dem Halter weg- und in Verwahrung nehmen. 
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F. Sonstige Pflichten des Halters 
 


Den Halter eines gefährlichen Hundes treffen eine Reihe weiterer Pflichten, die hier nicht alle 


im Detail behandelt werden sollen. So darf beispielsweise ein „Vorfallshund“ außerhalb aus-


bruchsicherer Grundstücke in der Regel nur vom Halter selbst geführt werden. Der Halter hat 


ein gültiges Personaldokument und die Erlaubnis mitzuführen und auf Verlangen der Behör-


de auszuhändigen. Der Hund ist regelmäßig an der Leine zu führen und hat einen Maulkorb 


zu tragen. Ein Halterwechsel, das Abhandenkommen oder der Tod des Hundes sind der Be-


hörde schriftlich mitzuteilen. 


 


G. Ordnungswidrigkeiten 
 


Verstöße gegen die Vorschriften des GefHuG können eine Ordnungswidrigkeit darstellen, 


die mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden können (§ 16 GefHuG). 


 


H. Vollzug des Gesetzes durch die Verwaltung 
 


Zuständig für den Vollzug des Gesetzes sind die Gemeinden im übertragenen Wirkungskreis 


(§ 17 Abs. 1 GefHuG). In der Stadtverwaltung werden die Aufgaben nach dem GefHuG 


durch das Ordnungsamt wahrgenommen. Die bisherige Praxis beim Vollzug des Gesetzes 


stellt sich - hier am Beispiel eines „Vermutungshundes“ - wie folgt dar. 


 


Erhält das Ordnungsamt Kenntnis von der Haltung eines Hundes, für den die Vermutung der 


Gefährlichkeit nach § 3 Abs. 2 GefHuG gilt, so wird zunächst geprüft, ob die für eine erlaubte 


Haltung erforderlichen Nachweise erbracht wurden. Ist dies nicht der Fall, wird der Halter 


hierzu schriftlich mit Fristsetzung aufgefordert. Erfolgt hierauf keine Reaktion, wird eine Ord-


nungsverfügung erlassen und angeordnet, die Nachweise innerhalb einer gesetzten Frist zu 


erbringen. Die sofortige Vollziehung der Verfügung wird angeordnet und zugleich ein 


Zwangsgeld angedroht, falls der Verfügung nicht fristgerecht Folge geleistet wird. Die hier-


durch entstehenden Kosten werden dem Halter durch Kostenfestsetzungsbescheid auferlegt. 


Parallel dazu wird gegen den Halter ein Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet, das in 


einen Bußgeldbescheid münden kann. 


 


Erfolgt noch immer keine Reaktion des Halters, wird das zuvor angedrohte Zwangsgeld fest-


gesetzt. Bußgeld, Zwangsgeld sowie die Gebühren und Auslagen für die Ordnungsverfügun-


gen werden nach Eintritt der Bestandskraft der zugrundeliegenden Bescheide vollstreckt. 


Reagiert der Halter nach erneuter Aufforderung wiederum nicht, ergeht eine Ordnungsverfü-
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gung, die das gesetzliche Haltungsverbot deklaratorisch ausspricht. Gleichzeitig werden die 


Sicherstellung des Hundes durch Abgabe und die anschließende Verwahrung in einer ge-


eigneten Einrichtung und deren sofortiger Vollzug angeordnet sowie dem Halter die Kosten 


auferlegt. Für die Verwahrung der Tiere steht zurzeit nur der Landtierhof Drosa zur Verfü-


gung. Für den Fall, dass das Tier nicht freiwillig abgegeben wird, wird die Durchführung der 


Sicherstellung im Wege der Ersatzvornahme angedroht. 


 


Die Sicherstellung im Wege der Ersatzvornahme soll durch das Ordnungsamt im Beisein der 


Polizei, eines Tierarztes und Mitarbeitern des Tierheims erfolgen, in dem das Tier anschlie-


ßend verwahrt wird. Über jede Sicherstellung ergeht eine Information an den beamteten 


Tierarzt des Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamtes des Landkreises, sofern nicht 


ein Vertreter des Amtes bei der Sicherstellung zugegen ist. 


 


Um die Dauer der Verwahrung des Tieres möglichst kurz zu halten, muss es das Ziel sein, 


die Voraussetzungen für eine Rückgabe des Tieres an den Halter oder eine spätere Vermitt-


lung an einen Dritten zu schaffen. Eine Mögliche Maßnahme besteht darin, den Hund durch 


gezieltes Training auf den Wesenstest vorzubereiten. 


 


I. Verwahrung sichergestellter Hunde 
 


Wird im Einzelfall die Sicherstellung und Verwahrung eines Hundes erforderlich, weil nach 


den Vorschriften des GefHuG die Haltung des Hundes durch den Halter nicht mehr zulässig 


ist, muss eine geeignete Unterbringung und Versorgung des Tieres sichergestellt werden. 


Da die Verwaltung hierfür keine eigenen Möglichkeiten hat, ist sie auf die Zusammenarbeit 


mit Tierheimen und ähnlichen Einrichtungen angewiesen. In diesem Zusammenhang wird 


auch eine Zusammenarbeit mit dem Tierschutzverein für Köthen und Umgebung e. V. ange-


strebt. Neben grundsätzlichen Bedenken des Vereins, am Vollzug des GefHuG mitzuwirken, 


müssten dort jedoch erst die baulichen Voraussetzungen, insbesondere entsprechende Auf-


nahmekapazitäten geschaffen werden. Deshalb steht für die Aufnahme sichergestellter Tiere 


zurzeit nur der Landtierhof Drosa zur Verfügung. Diese Einrichtung kooperiert mit Tierärzten, 


die bereits jetzt über die Anerkennung als zur Abnahme des Wesenstest befugte sachver-


ständige Person verfügt. 


 


K. Zentrales Hunderegister 
 


Das Gesetz sieht in § 15 GefHuG zur Erfassung aller in Sachsen-Anhalt gehaltenen Hunde 


die Einrichtung eines zentralen Registers vor. Es werden hier nicht nur gefährliche Hunde 
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erfasst. Der Halter ist verpflichtet, der Behörde unverzüglich nach Aufnahme der Hundehal-


tung folgende Angaben und Unterlagen zu übermitteln: 


 


- Geschlecht und Geburtsdatum des Hundes, 


- die Kennummer des Transponders, 


- Rassezugehörigkeit des Hundes oder Angabe der Kreuzung des Hundes, 


- Name und Anschrift des Halters und 


- Bescheinigung des Versicherers über das Bestehen einer Haftpflichtversicherung. 


 


Über diese Angaben hinaus beinhaltet das Register noch folgende Angaben: 


 


- die Bezeichnung der Behörde, bei der der Hund geführt wird, 


- nach dem GefHuG erteilte Erlaubnisse und bestandskräftig abgelehnte Anträge auf 


Erteilung einer Erlaubnis, 


- bestandskräftige Beschränkungen der Befugnis zur Haltung und Führen eines Hun-


des, 


- Bissvorfälle einschließlich Angaben zu entstandenen Sach- und Personenschäden, 


- sonstige Vorfälle, durch die Menschen von dem Hund nicht nur unerheblich belästigt 


wurden oder andere Tiere gehetzt wurden. 


 


Auch insoweit treffen den Halter eine Reihe von Informationspflichten. Das Register wird für 


den Zuständigkeitsbereich der Stadt Köthen ebenfalls vom Ordnungsamt geführt. Eine Mel-


depflicht zum Register besteht nur für die Hunde, deren Haltung nach dem Inkrafttreten des 


Gesetzes aufgenommen wurde. Altfälle können freiwillig zum Register angemeldet werden. 


 


L. Kosten für den Halter 
 


Für die Amtshandlungen nach dem GefHuG werden Gebühren nach der Allgemeinen Ge-


bührenordnung des Landes Sachsen-Anhalt erhoben, z. B. 


 


- Einsetzen des Transponders 20 EUR


- Behördliche Rassebestimmung 25 bis 30 EUR


- Bescheinigung über den Nachweis des Wesenstests 10 bis 16 EUR


- Feststellung der Gefährlichkeit eines Hundes 50 bis 71 EUR


- Bescheinigung über die Antragstellung nach § 5 Abs. 1 GefHuG 15 bis 23 EUR


- Bescheinigung über die Anmeldung zum Zentralregister 10 bis 25 EUR


- Bescheinigung über Änderungen im Zentralregister 5 bis 7 EUR
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- Erteilung oder Versagung einer Erlaubnis zur Haltung 50 bis 58 EUR


- Sachkundeprüfung 100 bis 119 EUR


- Führungszeugnis 13 EUR


- Haftpflichtversicherung je nach Anbieter


 


Kommt es im Rahmen der Sicherstellung zur Ersatzvornahme durch die Verwaltung, entste-


hen durch die hierfür erforderliche Unterstützung durch den Landtierhof Drosa Kosten von 


voraussichtlich brutto 45,00 Euro, die dem Halter aufzuerlegen sind. Die Kosten der Verwah-


rung werden voraussichtlich brutto 500,00 Euro pro Monat betragen. Auch diese Kosten hat 


der Halter zu tragen. Hinzu können Kosten für eine eventuell notwendige tiermedizinische 


Versorgung kommen. 


 


M. Deckung der den Kommunen entstehenden Mehrkosten 
 


Die Aufgaben nach dem GefHuG werden von der Stadt im übertragenen Wirkungskreis 


wahrgenommen. Der Gemeinde können durch Gesetz staatliche Aufgaben zur Erfüllung 


nach Weisung übertragen werden; dabei sind die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stel-


len (§ 5 Abs. 1 Gemeindeordnung). Das Gesetz sieht deshalb in § 17 Abs. 2 und 3 GefHuG 


die Zahlung von Pauschalbeträgen zur Deckung der den Kommunen durch den Vollzug des 


Gesetzes entstehenden Mehrkosten vor. 


 


Das Land zahlt im Zuge der Aufgabenübertragung einen einmaligen Pauschalbetrag in Höhe 


von 75.000 Euro zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes. Dieser Betrag wird auf die 


Kommunen verteilt und zwar in dem Verhältnis der am 31. Dezember 2008 für die Erhebung 


der Hundesteuer in der jeweiligen Kommune registrierten Hunde zur Gesamtzahl der im 


Land registrierten Hunde. 


 


Die laufenden Kosten werden durch die Zahlung eines jährlichen Pauschalbetrages abgegol-


ten. Im Jahr 2009 beträgt diese Pauschale 25.000 Euro und wird im selben Verhältnis auf die 


Kommunen verteilt, wie die Pauschale im Zuge der Aufgabenübertragung (siehe oben). 


Künftig beträgt diese Pauschale 100.000 Euro pro Jahr, wird dann aber im Verhältnis der für 


die jeweilige Kommune im Zentralregister geführten Hunde zu der Gesamtzahl der im Land 


registrierten Hunde verteilt. Es kommt dann also nicht mehr auf die für die Hundesteuer re-


gistrierten Hunde an. 


 


Seite 8 von 9 







Die Stadt Köthen erhielt im Jahr 2009 insgesamt einen Betrag in Höhe von 863,92 Euro. 


Dem stehen Kosten in Höhe von 684,35 Euro für ein Gerät zum Auslesen des Transponders 


und weiterer ca. 1.000,-- Euro für die Beschaffung einer Hängeregistratur gegenüber. 


 


Die im Zusammenhang mit dem Vollzug des Gesetzes anfallenden Kosten der Stadt werden 


erfasst. Dies ermöglicht einen späteren Abgleich mit der pauschalen Kostenerstattung des 


Landes. 


 


N. Zahlen und Fakten 
 


Die nachfolgenden Zahlen geben den Stand vom 17.09.2009 wieder. 


 


Es sind insgesamt 1630 Hunde steuerlich angemeldet. Im neu aufzubauenden zentralen 


Register sind bislang 32 Hunde erfasst. 


 


Zu „Vorfallshunden“ wurden bislang drei Feststellungen der Gefährlichkeit getroffen. In ei-


nem Fall wurde die Feststellung zurückgenommen weil sich der Vorfall vor dem Inkrafttreten 


des Gesetzes ereignete und der Halter seither seinen Pflichten nachgekommen ist. In einem 


weiteren Fall wurde der Hund zwischenzeitlich vom Halter eingeschläfert. In dem dritten Fall 


muss der Halter noch die Sachkundeprüfung ablegen. Dies wird aber nicht vor November 


möglich sein. 


 


Schließlich sind bislang 18 Fälle von „Vermutungshunden“ bekannt geworden, davon sind 


noch 13 Fälle aktuell in der Bearbeitung durch das Ordnungsamt. Fünf Fälle haben sich auf 


andere Weise, insbesondere durch Wegzug erledigt. 


 


M. Ausblick 
 


Eine Novellierung des Gesetzes ist bereits jetzt in Vorbereitung. 
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Infovorlage GefHuG.pdf




jeder Hund


- 3 Monate nach Geburt: Haftpflichtversicherung (§ 2 III)
- 6 Monate nach Geburt: Transponder (§ 2 II)


- Vorführung des Hundes zum Auslesen des Transponders
- Mitwirkung bei Überprüfung und Auslesen des Transponders


gefährlicher Hund


„Vermutungshund“
§ 3 II iVm § 2 I 1 HundVerbrEinfG


„Vorfallshund“
§ 3 III


- Pitbull-Terrier
- American Staffordshire-Terrier
- Staffordshire-Bullterrier
- Bullterrier
- Kreuzungen untereinander 
- Kreuzungen mit anderen Hunden


insbesondere: (nicht abschließend!)
- Angriffslust, Kampfbereitschaft Schärfe
- bissig
- Menschen gefahrdrohend angesprungen
- unkontrolliert andere Tiere hetzen, reißen


Hinweise auf Vorfallshund sind vAw zu prüfen. 
Wenn Vorfallshund (+) dann Gefährlichkeit 
durch VA  feststellen (§ 4 IV)


Halter muss innerhalb von 6 Monaten nach 
Beginn der Haltung positiven Wesenstest 
vorlegen. Beachte „Nachfrist“ nach § 10 II.


Halter benötigt eine Erlaubnis (§§ 4 II, 6)
- Halter muss 18. Lebensjahr vollendet haben
- Zuverlässigkeit des Halters (§ 7)
- persönliche Eignung des Halters (§ 8)
- Sachkunde des Halters (§ 9)
- positiver Wesenstest des Hundes (§ 10)
- Hund unveränderlich gekennzeichnet
- Haftpflichtversicherung gem. § 2 III


Über die Vorlage eines positiven Wesenstestes ist 
dem Halter eine Bescheinigung zu erteilen (§ 4 I 
3)


Halter muss schriftlichen Antrag stellen (§ 5 I)


Halter erhält Bescheinigung über die Antrag-
stellung (§ 5 I 3); bis zur Entscheidung über den 
Antrag gilt das Halten als erlaubt (§ 5 II)


Erlaubnis ist nicht erforderlich


Anlage 1







Halter muss innerhalb von 3 Monaten nach 
Feststellung der Gefährlichkeit die erforderlichen 
Nachweise erbringen; Frist kann auf Antrag 
angemessen verlängert werden (§ 5 III)


Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist die 
Erlaubnis zu versagen. (§ 5 III 3)


Wird das Vorliegen der Erlaubnisvoraussetzungen 
fristgerecht nachgewiesen, ist die Erlaubnis zu 
erteilen (§ 6 I)
Erlaubnis kann verbunden werden mit Befristung, 
Widerrufsvorbehalt, Bedingungen, Auflagen; 
Auflagen können nachträglich aufgenommen, 
ergänzt oder geändert werden (§ 6 III)


Die Behörde kann nach Maßgabe des SOG LSA die erforderlichen Maßnahmen treffen, um die von 
einem Hund oder der Haltung und Führung eines Hundes ausgehende Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit abzuwehren (§ 14 I)


Sicherstellung des Hundes gemäß § 45 Nr. 1 SOG LSA: Voraussetzung ist die Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr. Eine Gefahr ist eine Sachlage, bei der im einzelnen Fall die hinreichende 
Wahrscheinlichkeit besteht, dass in absehbarer Zeit ein Schaden u. a. für die öffentliche Sicherheit eintreten 
wird (§ 3 Nr. 3 lit. a SOG LSA). Zur öffentlichen Sicherheit zählt insbesondere die Unverletzlichkeit der 
Rechtsordnung (§ 3 Nr. 1 SOG LSA), mithin das geschriebene Recht, also auch das GefHuG. Verstößt also 
ein Halter gegen seine Pflichten nach dem GefHuG besteht eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit.
Gegenwärtig ist die Gefahr insbesondere dann, wenn das schädigende Ereignis bereits begonnen hat (§ 3 
Nr. 3 lit. b SOG LSA). Liegt der Verstoß gegen das GefHuG bereits vor, ist die Gefahr auch 
gegenwärtig. Der Hund kann dann sichergestellt werden. Die Kosten der Sicherstellung trägt der Halter, 
der gegen das GefHuG verstoßen hat (§ 48 III 1 SOG LSA).


Verwahrung des Hundes gemäß § 46 SOG LSA: Sichergestellte Sachen sind in Verwahrung zu nehmen. 
Ist dies im Einzelfall nicht möglich oder ist die Verwahrung bei der Sicherheitsbehörde unzweckmäßig, so ist 
die Sache auf andere Weise aufzubewahren oder zu sichern. Die Verwahrung kann dann auch einem 
Dritten übertragen werden (§ 46 I 3 SOG LSA). Hieraus ergibt sich die Möglichkeit, die Verwahrung einem 
Tierheim zu überantworten. Die Kosten der Verwahrung trägt der Halter, der gegen das GefHuG verstoßen 
hat (§ 48 III 1 SOG LSA). 


Wird nach Ablauf der Frist kein positiver 
Wesenstest vorgelegt, darf der gefährliche 


Hund nicht mehr gehalten werden. (§ 10 II 4)
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